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Die «Arbeitsgemeinschaft fiir eine wirksame und friedenssichernde Miliz-
armee» (AWM), gegriindet 1983, ist ein Zusammenschluss von gesamt-
schweizerisch wirkenden, an militdrpolitischen Fragestellungen interessierten
Organisationen und Verbdnden. Sie behilt sich vor, zu Fragen nationaler
- Bedeutung geschlossen ihre Meinung kundzutun. Sie anerkennt dabei die
Autonomie der einzelnen Mitglieder.



1 Die Synthese vorangestellt

Wie in jedem anderen Land, aber doch anders als in jedem anderen Land
sind die Ausgaben fiir die — namentlich militarische — Verteidigung in der
Schweiz ein seit eh und je umstrittenes Thema.

Warum das hier mehr als andernorts so ist, erklirt sich insbesondere aus dem
schweizerischen politischen System: dem der «démocratie semi-directe» (An-
dré Siegfried), also der «consiliaren Demokratie» (Max Imboden), kurzum
der Referendumsdemokratie. Sie iibertrigt anders als der «repriasentative Ver-
fassungsstaat» dem Volk unmittelbare Entscheidungsgewalt.

Wohl sind Vorstosse mit dem alleinigen Ziel, die Militdrausgaben verfassungs-
missig zu begrenzen oder zu reduzieren, bisher nie dem Volk vorgelegt wor-
den. Aber nur weil z.B. zwei Initiativen in diese Richtung (Chevallier-Initiati-
ven) 1956 unter dem Eindruck verschirfter Bedrohung zuriickgezogen und eine
andere (der Sozialdemokraten) 1995 vom Parlament ungiiltig erkldrt wurde.

Verantwortungsbewusste Volksentscheide

Dagegen entschied das Volk mehrfach tiber Initiativen, welche die Verteidi-
gungsfihigkeit im Kern bedrohten und deren Gutheissung natiirlich eine mehr
oder weniger massive Reduktion der Militarausgaben zur Folge gehabt hit-
te. Um nur die jiingsten zu nennen: Bei der Initiative «fiir eine Schweiz ohne
Armee» (1989) hiitte ein Ja die Eliminierung aller Militarausgaben bedeutet.
Bei der Initiative derselben Kreise «fiir eine Schweiz ohne neue Kampfflug-
zeuge» (1993) hitte ein Ja a priori bedeutet, dass 3,5 Milliarden nicht ausge-
geben worden wiren. Und bei der Initiative fiir ein Ristungsreferendum
(1987) wire ein Ja mit einem permanenten Damoklesschwert tber jedem
Riistungsprogramm gleichzusetzen gewesen. Das Volk (Volk und Stinde) hat
alle diese Vorstosse abgewiesen — und das innerhalb der letzten elf Jahre.

Volksentscheide zahlen -
nicht Meinungsforschungen

Eine erste Folgerung ergibt sich daraus: Nirgendwo sonst auf dieser Erde hat
das souverine Volk binnen einer so kurzen Frist allen Versuchen, die Lan-
desverteidigung zu unterhdhlen und nicht zuletzt finanziell zu schwiichen, eine
so klare Absage erteilt. Unter diesen Umstiinden erscheinen die von Gegnern
einer glaubwiirdigen Verteidigung in Politik und Medien seit Jahr und Tag



Fins Feld gefithrten Ergebnisse von Meinungsforschungen, wonach das Volk

einen erheblichen Abbau der Verteidigungsausgaben befiirworte, als vollig ir-
relevant. Das Schweizervolk hat, anders als so gut wie alle anderen (Aus-
nahmen: einige U.S.-Gliedstaaten, europiiische Staaten bei aussergewohnli-
chen Entscheidungen wie etwa dem Beitritt zur EU, zu Maastricht, zur NATO),
immer wieder Gelegenheit, in Sachfragen zu entscheiden. Also verbindlich ja
oder nein zu sagen. Meinungsforschungen sind in der Schweiz ein beliebter
«passe temps» von Medienleuten und Politikern — nicht viel mehr.
Also sind die Ausgaben fiir die Verteidigung in der Schweiz regelmaissig ein
Diskussionsthema — alles andere konnte nur erstaunen. Aber wenn es ernst
wird, dem Volk ein konkreter Antrag unterbreitet wird, tiber den mit kon-
kreten Folgen entschieden wird, bejaht dieses Volk direkt oder indirekt die
Landesverteidigung und eben diese Ausgaben. Das belegen nicht nur die vor-
erwiithnten Beispiele, sondern viele andere auch.

Anstossige dilettantische Behandlung der
Halbierungsinitiative (Umverteilungsinitiative)

Es ist infolgedessen nicht nur rechtsstaatlich fragwiirdig, sondern auch politisch
hochst unklug, einem Volksentscheid iiber die Militirausgaben, ist er einmal
durch eine zustandegekommene Volksinitiative verbindlich programmiert, aus
dem Wege gehen zu wollen bzw. diesen Entscheid auf die lange Bank zu schie-
ben. Das machen Bundesrat und Verteidigungsdepartement (VBS, chem. EMD)
zurzeit. Aber sie machen nicht nur das. Sie erfiillen im wesentlichen im vor-
aus die Forderungen einer sozialdemokratischen Volksinitiative, der nach der
Ungiiltigerkliirung der «Halbierungsinitiative» eingereichten «Umverteilungs-
initiative». Diese will ein und dasselbe: die Militirausgaben — Ausgaben fiir
die «Landesverteidigung», was etwas mehr ist — auf 50 Prozent reduzieren.

Militarausgaben in neun Jahren
real um mehr als ein Viertel gesenkt

Dabei hat die Schweiz die Verteidigungsausgaben im Gleichschritt mit der

Auflosung von Warschauer Pakt und Sowjetunion ab 1990 drastisch herab-

gesetzt. In Realwert (Ausschluss der Inflation) haben die schweizerischen Mi-

litirausgaben zwischen 1990 und 1998 (Budget 98) um 28 Prozent abgenom-

men. Die Riistungsausgaben wurden am starksten komprimiert: um 38 Pro-

zent. Die Kosten der Verteidigung sind in solchem erheblichem Umfang ein-

schneidend vermindert worden durch: |

e die Verkleinerung der Armee um grob ecin Drittel;

e die betriichtliche Verringerung der Riistungsbeschaffung;

E} den erheblichen — in der Bundesverwaltung wohl einmaligen — Abbau
des Personalbestandes des Verteidigungsdepartementes.



Die sozialdemokratische Partei hat ihre Initiative auf Halbierung der Militér-
ausgaben 1im Mirz 1991 beschlossen. Kurz zuvor hatte der reale Abbau der
Ausgaben fiir die Verteidigung eingesetzt. Nach der Ungiiltigerklirung dieser
Anti-Armee-Initiative der Linken 1995 haben die gleichen Leute mit ihrer
«Umverteilungsinitiative» einen neuen Versuch gestartet. Dies obwohl der
Krebsgang der Militdrausgaben lingst eingeleitet worden war. Dass die Linke,
welche die Selbstverteidigungsfihigkeit der Schweiz ausser in der Zeit des
Zweiten Weltkrieges und unmittelbar danach oft nur halbherzig oder iiber-
haupt nicht bejaht hat, inzwischen zum Halali auf die Armee blist, kann nie-
manden tiberraschen.

Viel gravierender ist es aber, dass der Bundesrat aus Griinden der Bequem-
lichkeit — ohne ausreichende sachliche, strategische, operative, organisatorische
Rechtfertigung — den Militirbereich als einen der primiren Sparbereiche zur
Entlastung des Bundeshaushaltes auserkoren hat und benutzt.

Mit dem «Stabilisierungsprogramm 98» will der Bundesrat eine erneute Reduk-
tion der Militirausgaben erzwingen. Dann wire der Realwert der Militiir-
ausgaben zwischen 1990 und 2001 um 37 Prozent, der der Riistungsausgaben
gar um 49 Prozent gesenkt. Auf die Bediirfnisse der neuen Armee wird nicht
Riicksicht genommen. Denn diese Bediirfnisse sind noch keineswegs klar defi-
niert. Der Ende Februar erschienene Bericht der Studienkommission Brunner
Edouard vermittelt zum Teil wertvolle Anregungen, ist aber — zu Recht - all-
gemein gehalten. Dieses Vorgehen ist also nicht vertretbar.



2 Getahrliches Hust und Hoft

in der Sicherheitspolitik

- Die Sicherheitspolitik eines Staates orientiert sich an Zielen, fir die sicher-
heitspolitische Massnahmen relevant sind, und an Bestrebungen und Mass-
nahmen anderer Staaten oder zum Einsatz von Macht befdhigter Organisa-
tionen und Gruppierungen, die den eigenen Zielen widersprechen.

Ziel der Sicherheitspolitik ist die Wahrung der eigenen Staatsinteressen in der
Auseinandersetzung mit den diese Interessen gefihrdenden Aktivitaten von zur
Machtausiibung befihigten Akteuren. Kriterium ist die Ausiibung von Zwang
durch die Kriifte, die die eigenen Ziele in Frage zu stellen trachten. Sicherheits-
politik ist nicht loszulosen von fremder Zwangsausiibung in feindlicher Absicht.
Das Grundphinomen ist dialektischer Natur und daher grundsiitzlich strategisch.

Die Formen der Zwangsausiibung — coercition — sind vielfaltig. Sie reichen —
‘nach Beaufre — «vom Atombeschuss bis zum Handelsvertrag und zur Pro-
paganda». Zwang wird nicht nur mit seiner effektiven, materiellen Ausiibung
bewirkt, sondern je nachdem mit der blossen Drohung mit eben dieser Aus-
tibung.

Der Krieg - welcher Art auch immer -
als zentrales Phanomen

Der klassische sicherheitspolitische Tatbestand ist die Austibung militdrischen
Zwangs, also der Krieg. Was den Krieg ausmacht, ist dass er mit Waffenein-
satz verbunden ist und blutige — sowie materielle — Verluste verursacht («Une
lutte sanglante et armée entre groupes organisés», Bouthoul). Weil er die
grundsitzlich ernsteste Gefahr darstellt — die Geschichte des Jahrhunderts be-
legt es zur Geniige, 10,5 Millionen Tote im Ersten Weltkrieg, 50 Millionen
Tote im Zweiten Weltkrieg, mehr als 15 Millionen Tote seit dem Zweiten
Weltkrieg — ist der Krieg in letzter Konsequenz der fiir die Sicherheitspolitik
zentrale Faktor. Das gilt, ob man ihn zuallererst zu verhindern trachtet oder
ihn als Mittel einsetzen, ihn fithren will.

Infolgedessen sind Streitkrifte das potentiell oder praktisch zentrale Instru-
ment der Sicherheitspolitik.

Das wird in Zeiten sicht- oder tuhlbarer militdarischer Bedrohung allgemein
verstanden. Dabei braucht nicht einmal Krieg formlich in der nidheren oder
weiteren Umgebung gefiihrt zu werden wie — von der Schweiz aus gesehen
— 1914 bis 1918 und 1939 bis 1945. Es wird angesichts bedeutender Riistung
einer Hegemonialmacht, die Unabhingigkeitsregungen im eigenen Einfluss-
bereich brutal unterdriickt, mindestens im allgemeinen auch verstanden. Das



war in der Periode von 1950 bis 1990 mit Blick auf die Sowjetunion der Fall.
Weit weniger erkannt und bejaht wird die Bedeutung von Streitkraften, wenn
eine greifbare Bedrohung fehlt — oder, wie in jiingster Zeit, zu fehlen scheint.
Rasch verdringt wird geschichtliche Erfahrung, und gerne erliegt man dem
Wunschdenken: Da die bedrohliche Sowjetmacht verschwunden ist und der-
Kern dieser imperialen Macht, Russland, weder den Willen noch die Kraft
hat, offensiv vorzugehen; da in Westeuropa und neuerdings auch in Ost-Mit-
teleuropa nur noch demokratisch regierte Staaten auszumachen sind, haben
Streitkrifte entscheidend an Bedeutung verloren — oder sind einfach uber-
fliissig geworden. Das ist nicht nur die Wahrnehmung vieler, es ist teilweise
die unausgesprochene Priamisse, von der die schweizerische Sicherheitspolitik
de facto gegenwiirtig ausgeht.

Kurzsichtige Betrachtungsweise

Die strategische Analyse legt andere Schliisse nahe. Ist sie serids, so beschrinkt
sie sich nicht auf den augenblicklich feststellbaren Zustand. Sie bezieht die
neuere relevante Erfahrung genauso ein wie niichtern erkennbare Konflikt-
potentiale.

Die erste frappante Beobachtung ist die, dass die Auflosung der Hege-
monialmacht Sowjetunion und die Freigabe des von ihr beherrschten ost-
europiischen Glacis den Frieden auf der curasischen Landmasse zunichst
jedenfalls nicht geférdert haben. Der Vorgang hat Gewaltanwendung in gros-
serem Stil provoziert oder ermoglicht. Ab 1991 kam es in Ex-Jugoslawien zum
lingsten, grossten und durchaus grausamsten Krieg in Europa seit 1945. Weiter
beunruhigten zahlreiche, teils anhaltende, blutige Auseinandersetzungen den
Siiden und Siidosten der ehemaligen Sowjetunion. Kaum einer dieser Kon-
flikte ist dauerhaft beigelegt. Generell ist festzustellen, dass Instabilitat fiir
die Verhiiltnisse in Teilen des Balkans und im Siidosten Eurasiens charakte-
ristisch geworden ist. Eben als Folge des Verschwindens der Hegemonialmacht
Sowjetunion und auf der Basis zahlloser Konfliktgriinde — demographischer,
nationaler und kulturell-ethnischer sowie rein machtpolitischer Natur.

Die entscheidende Folgerung ist die, dass es wieder sehr waghalsig geworden
_ist, lingerfristige Prognosen iiber die kiinftige sicherheitspolitische Entwick-
lung zu stellen. Offenbar ist man im Westen und ganz besonders in der Schweiz
noch in der Vorstellung befangen, es sei wie frither, in der fiinfzig Jahre
dauernden Phase der Konfrontation zwischen Ost und West in Europa:
dauerhaft dasselbe und daher berechenbar.



Warum drangen die wieder freien
Osteuropder in die NATO?

Die erst vor kurzem effektiv wieder souverin gewordenen ost-mitteleuro-
pdischen Staaten scheinen die Lage anders zu empfinden oder zu beurteilen
als viele in der Schweiz. Sie halten die Stabilitidt und den Frieden nicht fiir
ein fir allemal gesichert. Daher dringen sie alle in die NATO - und sind ent-
tauscht, wenn sie zuniichst ins Wartezimmer verwiesen werden. Wenn sie kein-
erlei Gefahren sehen oder fiir méglich halten wiirden, wiirden sie doch eher
fiir Biindnisfreiheit oder Neutralitit optieren. Aber nein, sie wollen in die
NATO und Verteidigungslasten mittragen. Man hat nicht genug gewiirdigt,
was es bedeutet, dass das ungarische Volk Ende 1997 in einer Abstimmung
den Beitritt des Landes zur NATO eindeutig bejaht hat — verbunden mit allen
Pflichten, die daraus resultieren. Diese sind namentlich finanzieller Natur, da
mit grossen Investitionen die Armee und ihr Geridt NATO-kompatibel ge-
macht werden miissen.

Militarische Bedrohung war vor der
Wirtschaft «globalisiert»

Diejenigen, die taglich von Globalisierung reden und dabei die die Wirtschaft
revolutionierenden Vorgidnge meinen, miissen daran erinnert werden, dass die
massgebenden technischen Faktoren der «Globalisierung», elektronische Da-
tenverarbeitung und zeitverzugslose Dateniibermittlung, dazu leistungsfihiger
Lufttransport, entscheidend unter dem Einfluss des Wettriistens, namentlich
des nuklearen, im Zeichen der Ost-West-Konfrontation entwickelt wurden.
Wie schon in vergangenen Perioden, aber rascher und ausgepriigter als je,
waren Konflikt und daraus resultierender Riistungswettlauf frei nach Heraklit
«die Viter vieler Dinge». Also bedeuten die der Globalisierung zugrunde-
liegenden technologischen Gegebenheiten, dass mogliche militirische Be-
drohung auch «globalisiert» ist insofern, als sie sich sehr rasch und iiberall
konkretisieren kann. Das ist im iibrigen seit lingerem der Fall (atomar be-
waffnete Langstreckenbomber ab den 5SOer, ballistische Lenkwaffen ab den
60er Jahren, rasche Verschiebbarkeit konventioneller Truppen zur See und in
der Luft seit langem).

Also ist es ein echter Trost fiir jeden um die Vermeidung organisierter Ge-
walt Besorgten, dass die Hochriistung betreibende imperiale Macht Sowjet-
union verschwunden ist. Aber es besteht fiir ein Land wie die Schweiz, so-
lange sie als irgendwie souverdner Staat bestehen will, kein Grund, thre mi-
litarischen Vorbereitungen groblich zu vernachlissigen — nur weil die Schweiz
«nur von Demokratien umgeben ist». Das war sie ndmlich spitestens seit der
Konstituierung der deutschen Bundesrepublik 1949.



Faktor Demographie

Konfliktstoff ist nicht nur weit im Osten, sondern im Balkanraum wie am
Siidsaum des Mittelmeers angehiuft. Auf die Bereitschaft zu gewaltsamer
Auseinandersetzung iibt die demographische Entwicklung einen entschei-
denden Einfluss aus. Die Vorstellung, eine demokratische Staatsform biete
Gewihr fiir friedliche Aussenpolitik, ist so verbreitet wie toricht. Die eine
starke Bevolkerungsvermehrung erlebenden Demokratien England, Frank-
reich und USA betrieben bis zum Ersten Weltkrieg eine liberaus expansive,
mit dem Einsatz von Gewalt verbundene Aussenpolitik. Von einer echten
demokratischen Ordnung sind zudem die allermeisten Staaten mehr oder
weniger weit entfernt. Dass viele gewaltsame Konflikte der jiingsten Zeit
innerhalb von Staaten ausgetragen wurden, Biirgerkriegscharakter aufwiesen,
ist nicht trostreich. Und solche Auseinandersetzungen konnen sich rasch aus-
breiten, zwischenstaatlichen Charakter annehmen. Sie wirken sich zumindest
in Fluchtbewegungen oder Migrationen aus, die durch die Kombination moder-
ner Transportmoglichkeiten mit beschrankter Reaktionstihigkeit europiischer
Regierungen, auch der schweizerischen, gravierende Ausmasse annchmen
konnen.

Zahllose Konfliktgriinde und -vorwiinde ergeben in Verbindung mit galop-
pierender Demographie bei wirtschaftlicher Riickstindigkeit, Riicksichts-
losigkeit von Machthabern und immer mehr Staaten zuginglicher moderner
Waffentechnologie — einschliesslich ABC-Waffen — ein auf weitere Sicht sehr
ernstzunehmendes Gefahrenpotential.

Fragwﬁrdige Vorwarnzeit - Begriff

Die entscheidende Folgerung ist die, dass die Zukunft, grundsitzlich wie schon
immer, sicherheitspolitisch-strategisch schwer oder nicht vorausschbar ist.
Wer von einer «Vorwarnzeit» von z. B. fiinf oder zehn Jahren spricht und da-
mit zur Tagesordnung iibergehen zu konnen glaubt, beweist mangelnde
geschichtliche Bildung und ungeniigende strategische Urteilskraft. Die Dinge
sind viel beunruhigender unstabil als zur Zeit der offenen Konfrontation zwi-
schen den Supermichten USA und Sowjetunion und ihren namentlich euro-
piischen Verbiindeten. Also kann man wohl den Bereitschaftsgrad partiell
senken, geht aber Risiken ein, fiir die man dereinst die Verantwortung viel-
leicht nicht wird iibernehmen konnen, wenn man die militirischen Kapaziti-
ten iibermissig reduziert.

Eine Armee, iiber lange Zeit betrachtet einer der wesentlichen Faktoren der
Sicherheitspolitik, improvisiert man nicht — oder dann um den Preis grosster
Risiken. Motivation, Schulung und Ausbildung von Kader und Truppe ver-



langen genauso wie Organisation und Ausriistung militdrischer Verbiande ein
gewisses Mindestmass an Kontinuitdt und Stabilitdt. Hiist und Hott wirkt sich
hier unter Umstinden verheerend aus.

Die Schweiz ist gegenwiirtig dabei, beziiglich der Armee eben diesen Fehler
zu begehen.

1N



3 FinanziellesAushungern
der Armee

Die Schweiz hat unter dem Eindruck der Umwilzungen in Ost-Mitteleuropa
1989/90 — mit als strategischem Kernstiick der deutschen Wiedervereinigung
— rasch im Sinn der Anpassung der Armee an die sich indernden Bedingun-
gen gehandelt. Die Notwendigkeit eines Abbaus des aufgeblidhten Armee-
bestandes war bereits 1989 erkannt worden. Ein neuer Bericht des Bundes-
rates iiber die Sicherheitspolitik der Schweiz zog die sicherheitspolitisch-stra-
tegischen Folgerungen aus der Preisgabe des osteuropdischen Glacis durch
die Sowjetunion und nahm deren baldige Auflosung gewissermassen vorweg.

Entwicklung der nominalen Ausgaben EMD
1990 bis 2001

B |
F2001 R I :-I _ _.l |

F1999 |

F 2000

V1998 |
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2 | |
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Total EMD

Die erhohte Bedeutung anderer als rein militirischer Gefahren wie auch der
grossere Stellenwert von Massnahmen zur Friedenssicherung und Konflikt-
beilegung wurden betont. Die Wichtigkeit der Fihigkeit zur Landesverteidi-
gung wurde aber bekriftigt. Das Grundsitzliche am Bericht bleibt giiltig, weil
wohl einiges — die Auflosung der imperialen Sowjetmacht und das Schwin-
den der militirischen Kraft des Ostens - in beruhigendem Sinn, anderes aber

11



— der Ausbruch offenen Krieges im Balkan, Instabilitit im Stiden der ehe-
maligen Sowjetunion — in besorgniserregendem Sinn geindert hat und vieles
— Krisenpotential und Aufriistung im ostlichen Mittelmeer und im Mittleren
Osten — grundsitzlich gleichgeblieben ist.

Richtiger Ansatz der Armee 95 ...

Der Armeebestand der Schweiz wurde in der Folge um ein Drittel gesenkt.
Die Armee wurde reorganisiert. Das Aufgabenspektrum der Armee wurde
erweitert, die Aufgaben im wesentlichen realistisch neu gewichtet. Das Wehr-
pflichtalter wurde gesenkt. Gegen all das ist nichts einzuwenden.

... aber problematische Ausfihrung

Problematischer sind die Anderungen in bezug auf Dienstdauer und -orga-
nisation sowie generell die Ausbildung. Der Ubergang zu Diensten der Ver-
bande im zweijdhrigen Rhythmus hat in Verbindung mit vollig ungeniigender
praktischer Schulung priméir der Kommandanten potentiell verheerende Kon-
sequenzen. In dieser Beziehung ist die «<Armee 95» eine Fehlleistung. Das
Korrigieren dessen ist nur sehr bedingt eine Frage des Geldes. Es ist eine
Frage der Pflichtbewusstseins und des Willens.

Einschneidende Reduktion
der Militarausgaben

Parallel zur Reorganisation der Armee und des Verteidigungsdepartementes
und zum Teil als Folge derselben wurden die Militirausgaben drastisch re-
duziert. Sie sind zwischen 1990 und 1998 real — konstante Franken — um 28
Prozent zuriickgegangen. Am stiirksten betroffen waren die Riistungsausga-
ben, die real um 38 Prozent gesunken sind. Die Belastung der Staatsfinanzen
ist entsprechend massiv gesunken. Der Anteil der Militirausgaben an den
Bundesausgaben entsprach 1985 rund 19%, 1990 rund 16%, er liegt fiir 1998
noch bei rund 10% Prozent.

Im internationalen Vergleich ist der Anteil der staatlichen Aufwendungen fiir
militirische Zwecke am Bruttoinlandprodukt niedrig und niedriger als in vie-
len vom wirtschaftlichen Potential her vergleichbaren Lindern. Daran iindern
die Lohnzahlungen der Arbeitgeber zugunsten der Militirdienst leistenden
Mitarbeiter grundsitzlich nichts. Sie sind nicht eine Leistung ohne Gegen-
wert. IThnen steht, soweit die Armee effektiv den Sinn fiir Disziplin — im Sinn
von Augustinus — fordert, ein staatspolitisch wichtiges Gemeinschaftsgefiihl
vermittelt und die Fiihrungsfihigkeit der Kaderangehorigen spiirbar stiirkt,
ein echter Gegenwert gegeniiber.
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Stabilisierung der Militdrausgaben
im Ausland

Die Schweiz war hinsichtlich dieser Entwicklung der Militiirausgaben gewiss
nicht allein. Vor allem in Westeuropa haben so gut wie alle Staaten den Auf-
wand fiir die Verteidigung angesichts einer modifizierten strategischen Lage
gesenkt. Auch die USA, effektive Sieger in der jahrzehntelangen Auseinan-
dersetzung mit der sowjetischen Grossmacht, haben ihre Streitkrifte ange-
passt und die Militdrausgaben erheblich abgebaut. Die Militirausgaben der
USA sind zwischen 1990 und 1997 real um ein Drittel zuriickgegangen. Das
entspricht etwa den Gréssenordnungen in der Schweiz. Der grundlegende Un-
terschied ist der, dass die amerikanischen Militirausgaben — wie die Englands
oder Frankreichs — vergleichsweise hoher sind als die der Eidgenossenschaft.
Und dass die USA ihre Aufwendungen fortan auf dem Niveau von 1998 real
erhalten wollen. :

Verteidigungsausgaben in Prozent des BIP

UdSSR/

Russland m

USA

Frankreich 1996
. 1995
=

Schweden W 1985

Norwegen

Italien

Deutschland

Schweiz |

Osterreich

0 2 4 6 8 10 12 14 16 18

Quelle: The Military Balance 1997/98. The International Institute for Strategic Studies 11SS. London 1997.
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Kann man die Super;n”ac.ht USA
mit der Schweiz vergleichen?

Gewiss nicht. Insofern aber doch, als es sich um alte Republiken handelt, de-
ren Territorien seit 1815 nie mehr unter Fremdherrschaft gerieten. Ausserdem
ist das Staatsdefizit in den USA lange viel hoher gewesen als das der Schweiz.
Weiter sind die USA gewissermassen eine «Inselmacht», weitab vom Schuss,
wenn man die heutigen schweizerischen Kriterien anwendet. Und diese Macht
ist die erstrangige Atommacht, deren Heimatgebiet eigentlich nichts passie-
ren kann. Aber man macht sich dort heute Gedanken tiber mogliche Bedro-
hungen und investiert zum Beispiel in Forschung und Entwicklung fiir ein
«nationales» Lenkwaffenabwehrprogramm.

In der Schweiz bahnt sich ganz anderes an. Unter dem Eindruck einer tatsach-
lich besorgniserregenden Finanzlage der Eidgenossenschaft will man ein Spar-
schwergewicht dort bilden, wo. schon bisher am meisten gespart wurde: bei
der Verteidigung, sprich beim Militdr. Das geschieht nicht auf Grund einer
griindlichen Neubeurteilung der sicherheitspolitischen Bediirfnisse auf weite
Sicht. Nicht auf Grund eine klaren Definition der Aufgaben, zu deren Losung
die Armee befihigt sein muss. Nicht auf Grund niichterner Evaluation der
Mittel — materielle und finanzielle —, die die Armee dazu braucht.

Die Ausgaben des Bundes fir die Verteidi-
gung sind international gesehen massvoll

Staat Anteil am BIP*
Osterreich 0,85 %

~ Schweiz a i - 1,6%
Deutschland 1,7%
ltalien : 1,9%
Schweden 2,4%
Tschechien 2.5%
Slowakei 2,6%
Grossbritannien 3.1%
Frankreich 3,1%

* Bruttoinlandprodukt : : Quelle: OMZ 3/97



Fehlende Begrindung fur weitere Rosskur

beim Militar
Nachdem der Verteidigungsbereich seit 1990 den einzigen ins Gewicht fal-
lenden Beitrag zur Sanierung der Bundesfinanzen geleistet hat, soll er finan-
ziell erneut massiv benachteiligt werden. Nach den Vorstellungen des Bundes-
rats — «Stabilisierungsprogramm 98» — sollen der Verteidigung bis einschliess-
lich 2001 weitere fast 900 Millionen weggenommen werden.
Wird das Wirklichkeit, so werden die Ausgaben fiir die Verteidigung bzw. das
Militdr von 1990 bis 2001 in Realwert um 37 Prozent, die fiir die Riistung um
49 Prozent vermindert worden sein. Jede stichhaltige Begriindung fehlt. Der
Bundesrat macht es sich einfach. Die Sparschwerpunkte werden in den «aus-
gabenstirksten Aufgabengebieten» gesucht. Dabei wird die Entwicklung die-
ser Ausgaben in der neueren Zeit keineswegs beriicksichtigt. Die Ausgaben
des Bundes fiir die soziale Wohlfahrt haben nominal von 1990 bis 1997 um
75 Prozent (Prognose 1990 bis 2000: +81%) zugenommen, die fiir den Ver-
kehr um 53% Prozent (Prognose 1990 bis 2000: +74%) . Und die fiir die Ver-
teidigung sind als einzige auch nominal zuriickgegangen (1990 bis 1997: -8%).

'Nominelle Entwicklung
der Schweizer Militdrausgaben

Jahre Total VBS Ristungsausgaben
_A9N-1998, 0 L G ~25,9%
1990-2001 | -16,8% - -348%

Reale Entwicklung

Jahre Total VBS Ristungsausgaben
1990-1998 -28,1% -38,6%
1990-2001 -37,4% -49,1%

Das ist Sparen nach dem Rezept einfachster Buchhaltung. Von einer Beur-
teilung der Wichtigkeit der einzelnen Aufgaben auf weite Sicht ist nichts zu
sehen.



4 Folgen fur Sicherheits-
politik und Armee

Es ist offensichtlich leichtfertig, der Armee die finanziellen Mittel zu ent-
zichen, ohne dass man sich iiber die konkreten Folgen Rechenschaft gegeben
hat. Es ist im vorliegenden Fall nicht so, dass das Verteidigungsdepartement
in Kenntnis aller Konsequenzen weitere Sparméglichkeiten vorgeschlagen
hiitte. Und es ist auch nicht so, dass auch nur einen Augenblick auf die be-
vorstehende Reorganisation der Armee Riicksicht genommen worden wiire.
Ein solches Vorgehen wiire allenfalls noch angiingig, wenn der Verteidigungs-
bereich bisher keine Opfer gebracht hiitte. Das Gegenteil ist aber der Fall.
Eine seriose militdrische Planung wurde bereits in den’letzten Jahren durch
die stindige Nichteinhaltung der Vorgaben - Finanzplan — erschwert. Die
obere Grenze der jeweiligen Finanzplane wurde ab 1991 systematisch unter-
schritten. Wiirden die neu vom Bundesrat vorgesehenen zusitzlichen Abstri-
che im Umfang von mehr als 800 Millionen bis 2001 realisiert, so hitte das
Verteidigungsdepartement in dieser Periode zwei volle Jahresbudgets einge-
spart. Wie soll eine neue Armee geplant werden konnen, wenn solche nun
Jahrelang zur Regel gewordene Ungewissheit iiber die dem Militir dann effek-
tiv zur Verfiigung gestellten Finanzen weiter herrscht?

Unberechenbare Militdrpolitik schadet
im Ausland

Die Schweiz hat sich lange aus der Sicht des Auslandes durch Stabilitit und
Berechenbarkeit ausgezeichnet. Das ist gerade sicherheitspolitisch von Be-
deutung. Bei der zunehmenden Unsicherheit dariiber, wie sich diese Armee
weiterentwickeln und wie sie finanziert wird, wird die Glaubwiirdigkeit die-
ser Sicherheitspolitik leiden.

Bereits haben die Reduktion der Dienstzeiten und die Modalititen der Dien-
ste gemdss Armee 95 bei auslindischen Sachverstandigen negative Reaktio-
nen ausgelost. Eine Glaubwiirdigkeitskrise im Land und in der Armee zeich-
net sich natiirlich auch ab. Die permanente Beschneidung der finanziellen
Mittel fiir die Verteidigung kann in Verbindung mit den ausbildungsmissigen
Mingeln der Armee 95 zu Resignation oder Gleichgiiltigkeit fiithren. Was
niitzt, wird man sich fragen, eine Armee, deren Ausbildung nicht mehr geniigt
und deren Riistung bei Fortsetzung des bisherigen Trends nicht mehr ange-
messen erneuert werden kann? Manche werden dann schnell mit dem Schluss
bei der Hand sein, man konne ebenso gut iiberhaupt auf eine Armee ver-
zichten. An entsprechenden politischen Vorstissen fehlt es nicht.
Gewichtige Feststellungen zeigen, dass die mit dem Stabilisierungsprogramm
des Bundesrates vorgesehenen weiteren einschneidenden Kiirzungen bei den
Verteidigungsausgaben unhaltbar sind.
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5 Fragwiirdiges politisches
Vorgehen

Der Abbau der Militarausgaben ist seit Jahr und Tag schleichend erfolgl. Wer
geglaubt haben sollte, dass die auf den Abbau der Militirausgaben driingen-
de Linke damit zufriedengestellt wiirde, ist widerlegt. Die Sozialdemokrati-
sche Partei verlangt mit ithrer Ende Mirz 1997 eingereichten «Umverteilungs-
initiative» («Sparen beim Militidr und der Gesamtverteidigung — fiir mehr Frie-
den und zukunftsgerichtete Arbeitspldtze») die Reduktion der Verteidi-
gungsausgaben um 50 Prozent innerhalb von maximal 10 Jahren. Statt ihre
Behandlung rasch einzuleiten, schiebt sie der Bundesrat auf die lange Bank.

Fehlbeurteilung des Volkes durch den
Bundesrat

Das ist einmal taktisch falsch: Am 8. Juni 1997 haben Volk und Stinde die
Volksinitiative der SP «fiir ein Verbot der Kriegsmaterialausfuhr» massiv ver-
worfen — 77 Prozent Nein, Nein aller Stiinde. Diese Initiative war von der SP
am gleichen Tag beschlossen worden wie die erste Initiative auf Halbierung
der Militirausgaben. Die jetzige «Umverteilungsinitiative» ist der Ersatz fiir
jene Initiative. In den der Volksabstimmung vom 8. Juni vorangehenden Jah-
ren haben die Aktivisten der Linken regelmissig fiir beide Initiativen gleich-
zeitig geworben. Nachdem das Verdikt des Souverins in Sachen Kriegsmaterial-
ausfuhr so vernichtend fiir die Linke ausgefallen ist, miisste die Umverteilungs-
initiative rasch dem Souverin unterbreitet werden.

Kapitulation vor linker Dreistigkeit?

Das Versagen von Bundesrat und Verteidigungsdepartement wird durch das
Verhalten der SP gegeniiber dem bundesritlichen Stabilisierungsprogramm
dramatisch unterstrichen: In ihrem Sanierungsprogramm 2004 («Fiir gesunde
Bundesfinanzen ohne Sozialabbau und ohne Notrecht: SP-Sanierungspro-
gramm 2004») weist die Partei jede Kiirzung im Sozialbereich, beim o6ffent-
lichen Verkehr und beim Bundespersonal zuriick. Die Sozialausgaben und der
Offentliche Verkehr sind aber die beiden Aufgabengebiete, die seit 1990 die
massivste Kostenzunahme aufweisen. Thnen vor allem sind die Defizite zu-
zuschreiben.

Das SP-Programm will kriftig nur beim Militdr sparen. 2 Milliarden sollen
dort geholt werden: «Angesichts der <ausgepressten Zitrone> gibt es ein po-
litisch vertretbares Sparpotential nur noch in wenigen Bereichen. An erster
Stelle steht hier das Militir. Die von der SP in Auftrag gegebene Studie Unter-
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seher zeigt, dass eine schlagkriiftige, im internationalen Vergleich immer noch
hochgeriistete Armee zum halben Preis zu haben ist.» Dieselbe SP hat aber
bei der Behandlung des Riistungsprogramms 97 die beantragte Modernisie-
rung der Panzerartillerie bis aufs Messer bekampft. Und die Studie Unter-
seher verlangt vor allem Artillerie (namentlich Raketen) ... Die obzitierte
Aussage der Bundesratspartei SP ist eine plumpe Liige.

Die SP hdalt das Volk zum Narren

Die SP steuert in der Frage der Militdrfinanzen iiberhaupt einen wider-
spriichlichen Kurs. Sie ist vollig unaufrichtig. Denn es ist nicht redlich, im
Mirz 1997 die «<Umverteilungsinitiative» einzureichen, die die Verteidigungs-
ausgaben innerhalb von 10 Jahren halbieren will, und im September 1997 die
Halbierung bis zum Jahr 2004 zu fordern. Im neuesten «Sanierungsprogramm»
wird sie noch konkreter: Reduktion der Militirausgaben um zwei Milliarden
kurzfristig, keinerlei Sparmassnahmen dort, wo die Ausgaben am schnellsten
gewachsen sind und der Hauptgrund fiir das sich verschirfende Bundesdefizit
liegt.

Ist die Umverteilungsinitiative der SP
unbequem geworden?

Warum die Linke fiir ihre Umverteilungsinitiative kaum mehr die Trommel
riihrt, liegt auf der Hand. Die von der Initiative vorgesehene Ubergangsfrist
von zehn Jahren, bis die Halbierung der Verteidigungsausgaben vollzogen
wire, ist ihr zu lang. Sie will die Militirkasse sofort pliindern, um notwendi-
ge Abstriche in den ihr naheliegenden Sektoren zu verhindern. Der zweite
Grund ist der, dass eine Bestimmung der Umverteilungsinitiative diesem Ziel
entgegensteht. Die Initiative schreibt vor, dass ein Drittel der bei der Vertei-
digung eingesparten Mittel fiir Friedenspolitik einzusetzen sei. Also kann man
gemiiss Initiative nicht 50 Prozent der dem Militir weggenommenen Mittel
zum Stopfen der Locher im Sozialen, im 6ffentlichen Verkehr und beim Bun-
despersonal verwenden.

Der dritte Grund ist wohl der, dass die SP auf den Bundesrat und Teile der
Birgerlichen als Erfiilllungsgehilfen setzt. Sie kennt die Nachgiebigkeit des
Bundesrates, die diesbeziigliche Passivitat des Verteidigungsdepartementes und
den Opportunismus gewisser biirgerlicher Parlamentarier. Und vielleicht er-
innert sie sich doch an die schmihlichen Niederlagen, die sie in neuerer Zeit
mit ihren Volksinitiativen, etwa 1994 beziiglich Krankenversicherung oder 1997
betreffend die Kriegsmaterialausfuhr, erlitten hat.

Vor diesem Hintergrund erscheint die Haltung des Bundesrates einschliess-
lich derjenigen der Spitzen des Verteidigungsdepartementes als besonders frag-
wiirdig. Man will die Initiative erst spéter behandeln. Aber man erbringt vor-
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her — siche Stabilisierungsprogramm — weitgehende Konzessionen. Damit hofft
man wohl, linkes Wohlverhalten zu erkaufen. Diese Annahme ist natiirlich
falsch. Das beschriebene Verhalten der SP im Jahr 1997 in dieser Frage ist
nur ein Hinweis darauf. Denn dieselbe SP lisst ein Konzept einer Schweiz

ohne Armee hochoffiziell ausarbeiten. Und ihr Modell Unterseher ist mili-
tarisch unbrauchbar.

Falsche Lagebeurteilung

Schliesslich beurteilt der Bundesrat die Lage beziiglich der Umverteilungs-
initiative genauso falsch wie 1993 bis 1997 beziiglich der Kriegsmaterialaus-
fuhrverbotsinitiative. Man glaubte dieser Initiative einen scharfen indirekten
Gegenvorschlag in Form des revidierten Kriegsmaterialgesetzes entgegenset-
zen zu missen. Die Kriegsmaterialinitiative wurde aber haushoch verworfen,
und nachtrigliche Untersuchungen zeigen, dass der «indirekte Gegenvor-
schlag» fiir den Entscheid des Souverins unwichtig war. Jetzt glaubt man,
man miisse die Militirausgaben weiter komprimieren und eine neue Armee-
konzeption vorlegen, damit die Umverteilungsinitiative verworfen werde. Also
will man die Mittel fiir die Verteidigung so oder so reduzieren, bevor man
eine klare, auf einer seriosen Analyse beruhende Konzeption der kiinftigen
Armee entwickelt hat. Das ist schlicht unserios.

Die SP-Initiative fiir eine Halbierung der Verteidigungsausgaben ist zustande-
gekommen. Sie gehort vors Volk. Und zuvor vor den Bundesrat und das Par-
lament. Dass das keine ungebiihrliche Eile bedeutet, zeigen die neuen gesetz-
lichen Bestimmungen fiir die Behandlung von Volksbegehren. Seit dem 1. April
1997 miissen Initiativen binnen eines Jahres vom Bundesrat, binnen maximal
zweieinhalb Jahren vom Parlament behandelt werden. Und zwischen Ein-
reichung und Volksabstimmung diirfen maximal 3 Jahre und 3 Monate ver-
streichen. Das ist fiir die Umverteilungsinitiative noch nicht verbindlich: Sie
wurde wenige Tage vor dem Inkrafttreten der erlduterten neuen Regelung
eingereicht. Aber vom Geist des Gesetzes her sollte das auch fiir sie gelten.



6 Nicht unwichtige
wirtschaftliche Aspekte

Die Armee wird nicht unterhalten, um Arbeitsplitze zu schaffen oder zu er-
halten. Sic ist eines der wichtigsten Instrumente der Sicherheitspolitik, damit
ein wichtiges Instrument der Staatspolitik. Sicherheitspolitische Bediirfnisse
und die wohlverstandenen, lingerfristig beurteilten Interessen des Staates miis-
sen sie bestimmen.

Der militirische Bereich weist aber sehr wohl auch einen wirtschaftlichen
Aspekt auf. Die finanziellen Anstrengungen zugunsten der Verteidigung ver-
puffen nicht wirkungslos. Aus ihnen resultieren Beschiftigung und Auftriige
an die Wirtschaft. Die um Arbeitspldtze und «Soziales» so besorgte Linke
scheint zum Beispiel nicht zu wissen, wie viele Arbeitsplitze mit dem Sektor
Militdr zusammenhingen.

Pro Jahr Rustungsauftrage
von Uber 1 Milliarde

Auf Grund der Ristungsprogramme von 1990 bis 1997 flossen der schweize-
rischen Wirtschaft Auftrige im Betrage von mehr als 6,2 Milliarden zu. Auf-
tragnehmer waren die — nun in Aktiengesellschaften umzuwandelnden — Bun-
desbetriebe sowie die Privatwirtschaft. Das entspricht im Jahr 1100 Millionen
Franken. Das sind pro Jahr durchschnittlich 7300 Mann/Jahre und fiir die ge-
samte Periode rund 41000 Mann/Jahre. Dabei ist hier die Rede von meist
hochwertiger industrieller und gewerblicher Arbeit.

Weitere Sparibungen treffen auch Gewerbe
und wirtschaftlich schwache Regionen

Mit den bereits realisierten Abbauplanungen des VBS (EMD 95; Industrie-
potential), in deren Rahmen bis Mitte 1997 rund 3700 EMD-Stellen ver-
schwunden sind, mit den stdndigen Sparmassnahmen beim Militirdeparte-
ment, mit der weiteren Bedrohung des VBS-Budgets und der Riistungsbe-
triecbe wurden und werden Tausende von Arbeitsplitzen gefihrdet. Die wirt-
schaftlich schwachen Regionen werden davon iiberproportional betroffen.

Mit der Volksabstimmung vom 10. Mirz 1996 sanktionierten Volk und Stinde
die dezentrale Beschaffung der persénlichen Ausriistung durch die Kantone.
Davon profitieren besonders Kleingewerbebetriebe und Heimarbeiter in allen
Landesteilen. Diese durch die Volksabstimmung von 1996 gesicherten rund
2000 Arbeitsplitze liegen insbesondere in wirtschaftlich benachteiligten Rand-
regionen und sind oft handwerklicher oder kleingewerblicher Natur. Die an-
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gestrebten weiteren Sparmassnahmen im Bereich des VBS werden zu weite-
ren Begiinstigungen von industrieller vor kleingewerblicher (speziell Beklei-
dungsindustrie) Produktion fithren und strapazieren unsere foderalistischen
Strukturen.

Der Staat gefdhrdet heute seine Arbeitsplidtze vor allem in den Alpen und
im Jura und riickt damit von einer solidarischen Arbeitsvergabepolitik zu-
gunsten der wirtschaftlich benachteiligten Regionen ab. In den Jahren 1991
bis 1997 verschwanden in PTT, SBB und EMD um die 18000 Stellen, 54 als
«Bergregionen» definierte Landstriche sind von dieser Entwicklung iiberpro-
portional betroffen. Weitere sollen folgen. Mehr als zwei Milliarden Franken
werden so schédtzungsweise den drmeren Regionen entzogen. Auch einge-
fleischte Ordnungspolitiker, die-jeder staatlichen Wirtschaftsférderung abhold
sind, vermogen die staatspolitische Bedeutung einer sinnvollen regionalen
Arbeitsvergabepolitik des Bundes zu erkennen.
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/7 Zusammentassung

®  Die Verteidigungsausgaben sind bis 1998 um fast ein Drittel real gesenkt
worden. Die Riistungsausgaben um mehr als ein Drittel. Bei keinem der
Aufgabenbereiche des Bundes wurde so einschneidend gespart. Anders
als bei anderen Aufgaben des Bundes wird die Verteidigung staatlich
fast ausschliesslich vom Bund finanziert.

®  Fir die gemiiss Stabilisierungsprogramm des Bundesrates zur Diskus-
sion stehenden weiteren massiven Abstriche bei der Verteidigung fehlt
jede sachbezogene Rechtfertigung. Man bedient sich dort, wo man am
wenigsten Widerstand erwartet.

@  Eine klare Vorstellung von Auftriigen, Organisation, Ausbildung und
materiellen Mitteln der kiinftigen Armee fehlt. Die Diskussion iiber den
jetzt vorliegenden Bericht der Studienkommission Brunner fingt erst
an. Die kiinftige Armee wird durch die vorsorgliche weitere Kiirzung
der ihr zur Verfiigung gestellten Finanzen prijudiziert. '

®  Die Linke hat Ende Miirz 1997 eine Volksinitiative auf fiinfzigprozen-
tige Reduktion der Verteidigungsausgaben innerhalb von zehn Jahren
ab Annahme durch Volk und Stiinde eingereicht. Die gleiche Linke hat
inzwischen ihre Forderungen hinaufgeschraubt: Halbierung der Militiir-
ausgaben bis 2004. Der Bundesrat kommt dieser Erpressungspolitik mit
seinem Stabilisierungsprogramm vielleicht auch in der Hoffnung ent-
gegen, bessere Voraussetzungen im Blick auf einen Entscheid von Volk
und Stinden iiber die Initiative zu schaffen. Er zieht keinerlei Lehren
aus der Tatsache, dass die bisherigen eindriicklichen Sparanstrengungen
bei der Verteidigung von der Linken nicht honoriert werden.

®  Der im Gang befindliche Prozess droht zu einer Liquidierung einer
glaubwiirdigen Verteidigung auf kaltem Wege zu fithren. Dem muss ent-
gegengetreten werden. Da die linke Halbierungsinitiative vorliegt, ist das
Volk als letzte entscheidende Instanz bezeichnet. Die Behandlung der
Initiative ist rasch aufzunehmen. Weitere gravierende Prijudizien zu
Lasten der Armee sind zu unterlassen.

23



	Eine glaubwürdige Armee braucht eine glaubwürdige Finanzierung : Beilage zur "Allgemeinen schweizerischen Militärzeitschrift" ASMZ Nr. 4/1998

